
z1p1ene t<rau aus aem urossburgertum, 
die im herrschaftlichen Anwesen Bel­
voir in Zürich residierte, war eine der 
reichsten Frauen des Landes. Unglück­
lich verheiratet mit dem Bundesrats­
sohn Friedrich Emil Welti, der vor allem 
auf ihr Verinogen aus war, begann sie 
eine Affãre rilit dem Malêr Kari Stauf­
fer - ein gesellschaftlicher Skandal. 
Lydia wurde für Monate in eine psychia­
trische Anstalt gesperrt. Die Diagnose, 
die sich bald als falsch erweisen sollte: 
«systematisierter Wahnsinn>> . · 

Nach der Scheidung von ihrem Ehe- · 

mann vermachte die Escher-Tochter ihr 
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ganghch gemacht werden. Ein Jahr spa­
ter õffuete Lydia Welti-Escher in ihrem 
Haus in Genf den Gashahn und folgte 
dem an einer Überdosis Medikamente 

_ verstorbenen Karl Stauffer in den Tod. · 

Das Mazenatentum Lydia Welti­
Eschers hat sich gelohnt. Die GKS hat 
bis heute gut 8500 Werke für die Eid­
genossenschaft erworben, darunter sol­
che von héichster Bedeutung und Quali­
tat. Angekauft wurden nicht nur Ge­
mãlde von Bocklin, Hodler, Koller oder 
Segantini, sondem auch weltliches und 
kirchliches Kunsthandwerk aller Art so� 
wie Gebãudegruppen wie die rnittel-

sche Sprengkraft: Ein unglückliches Fi­
nanzmanagement des Bundes, insbeson­
dere eine verfehlte Anlage des Stif­
tungsvermogens, habe dazu geführt, 
dass die GKS seit lãngerem faktisch 
bankrott sei. Hãtte man konsequent 
nach dem Willen de:r; Stifterin gehandelt, 
so der Escher-Experte Jung, verfügte 
die Stiftung heute über ein Vermogen 
von einer Milliarde Franken. Laut sei­
nen Berechnungen hãtte die Stiftung so 
jedes Jahr mehrere Millionen Franlcen in 
Kunstankãufe investieren kõnnen und 
nicht bloss kümmerliche 40 000 Franken 
wie ab den 1990er Jahren. 

Bessere politische Bildung in der Schule 
Mithilfe sozidler Netzwerke soll das lnteresse von ]ugendlichen an der Politik gefordert werden 

Aus Sicht der Bevolkerung muss 
starker in die politische Bildung 
investiert werden. Praxisnaher 
und neutraler Unterricht soll 
junge Stimmberechtigte für die 
politische Kultur hegeistern. 

wig. · Eine Mehrheit der Bev0llcerung 
fordert eine bessere politische Bildung 
in der Schule. Zu diesem Schluss kommt 
die kürzlich publi�ierte Studie «Bau­
steine zur Stãrkung des Schweizer Polit­
systems>> des Forschungsinstituts GfS. 
Im Auftrag der Banlc Julius Bãr setzte 
sie �ich zum Ziel, lconlcrete Reformvor­
schlãge im Bereich der Innenpolitilc 
herauszuarbeiten. 

Mehr als drei Viertel der rund 1000 
in der Studie befragtt�n Stimmberecb,tig­
ten sprechen sich dafür aus, eine Steige­
rung des Interesses für die Politik mittels 
besserer Ausbildung der Bevollcerung 
zu erzielen. Darnit liegt diese Idee deut­
lich vor den anderen Vorschlãgen des 

GfS. So soll in allen Ausbildungsphasen 
a b der siebten Klasse die politische Kul­
tur und di e Fahigkeit der Mitsprache der 
Stimmberechtigten durch die Themati­
sierung von Abstimmungen gefordert 
werden. Gemãss dem Forschungsinsti- · 

tut würde es sich anbieten, Jugendlichen 
in Form von Debatten Lust an der Poli­
tilc zu verrnitteln. Um das politische 
Interesse bei Jungen zu stãrlcen, müssten 
allerdings elelctronische Medien und 
soziale Netzwerlce verstãrlct perücksich­
tigt werden, schreibt das GfS. Eine 
grosse Mehrheit der Befragten ist der 
Meinung, dass die politische Bildung 
praxisnah und neutral erfolgen soll. Zu­
dem soll das Fach Politilc den gleichen 
Stellenwert erhalten wie Mathematilc. 
Die Ansicht, wonach politische Bildung 
eine Sache der Eltem sei, fand indes n ur 
wemg Zustimmung. 

Als weiteren innenpolitischen Re­
formimpuls schlãgt das GfS einen ver­
stãrkten und flexiblen Einsatz von Task­
Forces auf Bundesebene vor. Durch den 
Einsatz von interdepartementalen Aus-

schüssen oder Arbeitsgruppen lconnten 
bei strategischen Geschãften rascher 
Entscheidungen gefunden werden. Die­
ser Reformansatz wird von der Be­
vülkerung viel eher alczeptiert als b.ei­
spielsweise eine Verãnderung der Zahl 
der Bundesrãte oder eine Stãrkung 
des Buridesprãsidiums. Eine Mehrheit 
spricht sich für einen schlaglcrãftigen 
Bundesrat aus, der in wichtigen Sach­
fragen gemeinsam und resolut handelt. 
60 Prozent der Befragten verlangen zu- . 

dem, dass die Schweiz aussenpolitisch 
offensiver vorgeht und ihre Forderun­
gen durchsetzt. 

Deutlich abgelehnt wird hingegen 
eine Reform des Fõderalismus, wonach 
der Einfluss der Kantone zugunsten der 
Stãdte und Gemein:den schwinden wür­
de. Auch eine Reform des Stãndemehrs 
rnit mehr Stimmen für grosse Kantone 
ist für die meisten Befragten nicht 
denlcbar. Ebenfalls nicht mehrheits­
fãhig ist di e Ide e, di e U nterschrifterizahl 
bei Initiativen von 100 000 auf 200 000 
Stimmen zu erhohen. 
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Nachhinein nur schwer zu beurteilen, 
liess er verlauten:. Zutreff.end ·sei hin­
gegen die Kritilc an der Entwiclclung des 
Stiftungslcapitals. «Es war rückblickend 
sehr lcurzsichtig, die jãhrlichen Ertrãge 
des Sonderfonds in aller Regel voll­
umfãnglich für den Anlcauf von Kunst­
werlcen zu verwenden.>> Eingestehen 
musste der Bvndesrat auch, dass sich 
der Wille der Schenlcerin rnit dem noch . 
vorhandenen Kapital lcaum mehr erfül­
len lasse und deshalb dringend Mass­
nahmen ergriffen werden müssten. 

In der Zwischenzeit hat sich in aller 
Stille einiges zum Guten gewendet. Seit 

............ ..._..._..._._ ...... ..._....,._.._...., ......_._.. .... ...._ ........ , ..l.L.l 0"-'..l.L.LV.l.l 

Einblicke in die reichen Bestãn 
Sammlung zu bieten. 

Eine Ausstellung in der Bund 
würde die lculturhistorische Bed 
der GKS am besten unterstreich• 
ihren Anlcãufen und Repatriie: 
hat sie nicht nur die Schweizer 
umslandschaft gestãrlct, sonden 
«das eidgenossische Kulturgewiss 
mannigfachen Sorgen befreit>> , 
der ehemalige Bundesrat Philipi 
einst treffend formulierte. Bei 
Gelegenheit kõnnte der Bund au 
Namen Lydia Welti-Eschers in I 
rung rufen. Verdient hãtte sie es. 

Opfer erhalten erstmals Geld 
Bilfe for Betro.ffene von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen liill; 

ing. · Die Hilfe für die Opfer von für­
sorgerischen Zwangsmassnahmen ·wird 
rascher umgesetzt als geplant. Erste Be­
troffene erhalten in diesen Tagen Geld 
aus dem Soforthilfefonds. «Zelm der 
rund 350 eingegangenen Gesuche wur­
den bisher positiv beurteilt>> ,  sagt Luzius 
Mader, · Delegierter für Opfer von für­
sorgerischen Zwangsmassnahmen und 
stellvertretender Direlctor des Bundes­
amtes für Justiz. Bei der Schaffung des 
Fonds im April waren Zahlungen erst a b 
September vorgesehen. Es habe aber 
eindeutige Fãlle gegeben, sagt Mader zu 
einer Meldung der «Bemer Zeitung>> . 

Insgesamt rechnet Mader rnit 700 bis 
1000 Antrãgen. «Die Zahlungen kon­
nen wie angelcündigt umgesetzt wer­
'den>> , so Madel-. Den Betroffenen wur­
den im April 8 Millionen Franlcen in 
Aussl.cht gestellt. Vorgesehen siud ein­
malige Zahlungen zwischen 4000 und 
12 000 Franlcen. Diese seien aber nicht 
als Entschãdigung zu verstehen. «Der 
Soforthilfefonds ist eine Überbrü- ' 
clcungshilfe>> , sagt Mader. Entschadi-

gungen lconnten aus einem Solid< 
fonds fliessen. Dafür mu,ss zunach 
Gesetzesgrundlage geschaffen w 
was mehrere Jahre dauern dürfte. 

Der Soforthilfefonds richtet s 
Personen, die vor 1981 selbst 
einer fürsÓrgerischen Zwangsma 
me wurden und sich gegenwa1 
einer Notlage befinden. Betroffe 
schãtzungsweise 10 000 bis 15 OOC 
schen. Den teilweise bereits be 
Personen soll rnit dem Soforthilü 
rasch und unbürokratisch geholfe 

. den. Die Hohe des Betrages ri eh t· 
nach deren derzeitigen Bedürfnis: 

Der Fonds wird von der Glück 
verwaltet und wesentlich von der 
tonen unterstützt. Auch Stãdte 
meinden und Private leisten frei' 
Beitrãge. Laut Mader begrüsse 
meisten Betroffenen die Hilfe. K 
bemãngeln, dass die veransch 
8 Millionen Franlcen viel zu wen 
en. Die im Marz lancierte Wied 

· machungs-Initiative fordert 500 Jl 
nen Franlcen zugunsten der Opfei 


